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über den Antrag der Abgeordneten Schmidt (Hamburg), 
Rademacher, Seiboth und Genossen 
- Drucksache 2617 - 

betr. Berlin-Verkehr der Deutschen Lufthansa AG 


A. Bericht des Abgeordneten Glüsing: 


Die Drucksache 2617 wurde in der 164. Plenar- 
sitzung des Deutschen Bundestages in Berlin am 
11. Oktober 1956 federführend an den Ausschuß 
für Verkehrswesen und mitberatend an den Aus- 
schuß für Gesamtdeutsche und Berliner Fragen 
überwiesen. 

Mit Schreiben vom 15. Oktober 1956 wurde der 
Bundesminister für Verkehr um baldmögliche 
schriftliche Stellungnahme gebeten. 

Der mitberatende Ausschuß für Gesamtdeutsche 
und Berliner Fragen beschloß in seiner Sitzung 
vom 14. November 1957, 

„dem Ausschuß für Verkehrswesen zu empfeh- 
len, in seinem Antrag an das Plenum des Deut- 
schen Bundestages den Auftrag an die Bundes- 
regierung zu erweitern, da nach der gegenwär- 
tigen Entwicklung Verhandlungen auf der Ebene 
des Aufsichtsrats der Deutschen Lufthansa AG 
mit den alliierten Luftsicherheitsbehörden nicht 
mehr ausreichend erscheinen können.“ 

Die Begründung und die näheren Vorstellungen 
enthält der nachstehende Bericht des Abgeord- 
neten Brandt (Berlin): 

„Ich möchte den Antrag Schmidt, Rademacher, 
Seiboth und Genossen — ibetr. Zulassung der Deut- 
schen Lufthansa zum Berlin- Verkehr — zum Anlaß 
nehmen, einen kurzen Überblick über die Grund- 
lagen des Luftverkehrs zwischen Berlin und dem 
Bundesgebiet zu geben, da die Schritte, die zwecks 
Zulassung der Deutschen Lufth^ansa zu diesem Ver- 
kehr 'unternommen. werden müssen, aus einer sol- 
chen Gesamtschau zu sehen sind. 

Die Abmachungen, die zwischen den 4 Mächten 
bei der Besetzung Deutschlands hinsichtlich der 
Luftkorridore zwischen dem damaligen westlichen 


Besatzungsgebiet und Berlin getroffen wurden, 
sind deutschen Stellen nicht bekannt. Wir wissen 
lediglich aus der praktischen Erfahrung, daß außer 
den Flugzeugen der sowjetischen Besatzungsmacht 
nur die Flugzeuge, welche die französische und 
britische Flagge sowie die Flagge der USA führen, 
die Luftkorridore über das sowjetische Besat- 
zungsgebiet nach Berlin benutzen dürfen. Prak- 
tisch sieht das so aus, daß der Personenverkehr 
von der Pan American World Airways, der British 
European Airways und der Air France betrieben 
wird. Versuche deutscher Stellen, noch weitere Ge- 
sellschaften, auch solche, welche die Flagge eines 
der 3 genannten Länder führen, heranzuziehen, 
scheiterten am Widerstand der Alliierten, welche 
die Luftverkehrskontrolle bis zum 5. Mai 1955, 
dem Tag, an dem die Bundesrepublik Deutschland 
die Souveränität wiedererlangte, durch das Civil 
Aviation Board ausübten. Lediglich im Frachtver- 
kehr mit der sogenannten Kleinen Luftbrücke 
wurden Chartermaschinen anderer Gesellschaften 
zugelassen. Auch als das Civil Aviation Board mit 
dem 5. Mai 1955 aufgelöst wurde und seine Be- 
fugnisse, soweit sie den 3 Westmächten Vorbehal- 
ten blieben, auf die Luftfahrtattasches der 3 
Mächte übergingen, hat sich an dieser Einstellung 
hinsichtlich der Zulassung weiterer ausländischer 
Gesellschaften für den Berlin-Verkehr nichts ge- 
ändert. 

In dem Pariser Vertragswerk, (dessen Zwölfter 
Teil sich mit der zivilen Luftfahrt befaßt, erhielt 
die Bundesrepublik Deutschland „die volle Ver- 
antwortung für den Bereich der zivilen Luftfahrt 
im Bundesgebiet“, jedoch wurde der Verkehr von 
und nach den Berliner Luftschneisen hiervon aus- 
drücklich ausgenommen; die Bundesregierung 
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wurde aber verpflichtet, diesen Verkehr in jeder 
Weise zu erleichtern und zu unterstützen. Auch in 
der letzten Bekanntmachung des CAB vom 5. Mai 
1955, die Wiederherstellung der Souveränität der 
Bundesrepublik Deutschland auf dem Gebiet der 
zivilen Luftfahrt betreffend, wurden die plan- 
mäßigen und außerplanmäßigen Flüge nach Berlin 
aus den von der CAB dem Bundesminister für 
Verkehr übertragenen Funktionen und Befugnis- 
sen ausdrücklich ausgeklammert. Die gleiche Ein- 
schränkung finden wir schließlich auch in der Er- 
klärung der 3 Westmächte über Berlin in der Fas- 
sung vom 5. Mai 1955, in der sich die 3 Mächte die 
zivile Luftfahrt ausdrücklich Vorbehalten. 

Schon bevor die neue Deutsche Lufthansa aus 
der Taufe gehoben wurde, begann man, sich in der 
Öffentlichkeit und in der Presse mit der Frage zu 
beschäftigen, ob und wann es möglich sein würde, 
diese Gesellschaft auch in den Berlin-Verkehr ein- 
zuschalten. Hierzu müßten folgende Voraussetzun- 
gen gegeben sein: 

1. wären von den 4 Mächten die erforderlichen Ge- 
nehmigungen für den Verkehr in den Luftkor- 
ridoren nach Berlin zu erteilen, 

2. müßte die Deutsche Lufthansa die nötige Anzahl 

Maschinen und das erforderliche Personal besit- 
zen, um neben ihren internationalen Linien auch 

den Berlin- Verkehr bedienen zu können. 

Wenn sich die Westmächte auch bisher aus 
verschiedenen Gründen dagegen gesträubt hatten, 
neben den 3 Gesellschaften, welche den Berlin- 
Dienst jetzt betreiben, noch eine weitere Gesell- 
schaft britischer, französischer oder amerikanischer 
Nationalität zuzulassen, so darf man wohl doch an- 
gesichts der politischen Bedeutung eines Verkehrs 
deutscher Maschinen nach Berlin unterstellen, daß 
sie ihr Einverständnis mit der Zulassung der Deut- 
schen Lufthansa zum Berlin-Verkehr erteilen wür- 
den. Offen bleibt, wie sich die Sow jietunion zu einem 
Antrag der Deuitschen Lufthansa stellen würde und 
ob sie sich überhaupt als richtiger Adressat für 
einen solchen Antrag betrachtet, der sie laber auf 
Grund des Viermächtestatus Berlins lund der Vor- 
behalte der 4 Mächte 'in bezug auf Deutschland als 
Ganzes ist und bleibt. 

Inzwischen hat sich in der sowjetischen Besat- 
zungszone ein Prozeß vollzogen, der hinsichtlich der 
Versölbständiigung der sogenannten DDP gegenüber 
der Besatzungsmacht eine Parallele zur Wieder- 
gewinnung der Souveränität durch die Bundes- 
republik Deutschland darstellen sollte: Am 20. Sep- 
tember 1955 wurde zwischen der Sowjetunion und 
der sogenannten DDR ein Vertrag geschlossen, in 
dessen Artikel 1 die vertragschließenden Parteien 
feierlich bestätigen, daß die Beziehungen zwischen 
ihnen auf völliger Gleichberechtigung, Achtung der 
Souveränität und Nichteinmischung in die inneren 
Angelegenheiten beruhen. Aber ähnlich wie die 
Westmächte in dem bereits erwähnten Zwölf ten Teil 
des Vertragswerkes einen Vorbehalt hinsichtlich des 
Berlin- Verkehrs machten, so wurde auch hier, und 


zwar in dem bekannten Schriftwechsel Sorin/Bolz 
vom 20. September 1955, der Vorbehalt gemacht, 
daß der Luftverkehr auf den Luftkorridoren zwi- 
schen Berlin und dem Bundesgebiet weiterhin dem 
Kommando der Gruppe der sowjetischen Truppen 
in Deutschland untersteht. Dieser Vorbehalt ist al- 
lerdings insofern eingeschränkt, als er sich ledig- 
lich auf den Verkehr des Truppenpersonals und 
der Güter der Garnison der 3 Westmächte in West- 
Berliin beziehit. 

Dieser Vorbehalt hatte dazu geführt, daß hin- 
sichtlich eines Antrags auf Zulassung der Deut- 
schen Lufthansa zum Berlin- Verkehr zunächst Zu- 
rückhaltung geübt wurde. 

Im Juni 1956 ergab sich ein neuer Ansatzpunkt, 
Anläßlich eines Gesprächs, das der Chef des Berli- 
ner Protokolls, Herr Dr. Walter Klein, im Zu- 
sammenhang mit der Übergabe des Rundfiunk- 
hauses Masurenallee an den Berliner Senat mit dem 
Chef des russischen Protokolls, Herrn Walkow, ge- 
führt hat, spielte dieser auf seinen Besuch auf dem 
Tempelhofer Flughafen an, wo er anläßlich des 
Sukarno-Empfanges bemerkt haben wollte, daß 
nur die Engländer, Amerikaner und Franzosen im 
Berliner Luftverkehr tätig sind; Flugzeuge der 
Deutschen Lufthansa hätte er nicht gesehen. Er 
fragte deshalb, warum nicht auch die Deutsche 
Lufthansa Berlin anfliege. Senatsdirektor Dr. 
Klein ging auf diese Frage zunächst nicht ein, was 
Herrn Walkow veranlaßte, im Lauf der Unter- 
haltung noch einmal darauf zurückzukommen. Dr. 
Klein ließ jetzt durchblicken, daß nach Ansicht der 
westlichen Besatzungsmächte eine Genehmigung 
von der sowjetischen Seite kaum zu bekommen 
sein würde. Dem widersprach Herr Walkow leb- 
haft und erklärte, von sowjetischer Seite würden 
keine Einwendungen gegen die Einbeziehung der 
Deutschen Lufthansa in den Berlin-Verkehr er- 
hoben werden. Als Dr. Klein diarauf aufmerk- 
sam machte, daß die bisher gestellten Anträge 
europäischer Luftverkehrsgesellschaften auf Flug- 
genehmigung nach Berlin deshalb nicht genehmigt 
worden sind, weil den Gesellschaften die Auflage 
gemacht wurde, daß sie die Landung in Schönefeld 
durchführen müßten, erwiderte Herr Walkow, daß 
die Sowjets gegen eine Landung der Flugzeuge der 
Deutschen Lufthansa auf dem Tempelhofer Flug- 
hafen nichts einzuwenden haben würden. Herr 
Walkow kam dann auch — anscheinend beiläufig 
— auf die bevorstehende Aufnahme eines neuen 
Dienstes der sowjetischen Luftverkehrsgesellschaft 
Aeroflot mit Düsenflugzeugen auf der Strecke 
Moskau/Wladiwostock zu sprechen. Er erzählte 
weiter, daß die Aeroflot auch daran denke, diese 
Strecke über Berlin nach dem Westen zu verlän- 
gern, sobald genügend Masdiinen für diesen Zweck 
zur Verfügung stehen. Aus der wohl nur scheinbar 
zufälligen Anknüpfung dieser Darstellung an die 
Erörterung der Zulassung der Deutschen Luft- 
hansa ist von verschiedenen Seiten der Schluß ge- 
zogen worden, daß die Sowjets offensichtlich ein 
Junkti/m zwischen der Zulassiung der Deutschen 
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Lufthansa im Berlin-Verkehr und der der Aero- 
flot im Verkehr zwischen Berlin und dem Westen 
bei Uberfliegung des Bundesgebietes hersteilen 
wollten. 

Ich darf an dieser Stelle mitteilen, daß auch der 
Bundesminis ter für Verkehr es sals durchaus zweck- 
mäßig betrachtet, über (beide Fragen gemeinsam zu 
verhandeln. 

Was die technischen Voraussetzungen anbetrifft, 
so hat Bundesminister Dr. Seebohm erklärt, daß 
die Deutsche Lufthansa hierfür zusätzlich 4 Ma- 
schinen, deren Anschaffungskosten etwa 16 Mio 
DM betragen, erwerben müßte. Dieser Betrag 
müsse über Nachtragshaushalt vom Bund über- 
nommen werden. Für den Anfang würden freilich 
1 bis 2 Maschinen — und entsprechend weniger 
Personal — genügen. 

Am 7. Juni 1956 teilte der Bundesminister für 
Verkehr bei einer Besprechung im kleineren Kreis 
mit, daß die Luftfahrtattaches der 3 Westmächte 
gebeten worden seien, die Stellungnahme der 
Sowjetunion zu lerkunden. Biei dieser Gelegen- 
heit wären die 3 Mächte darauf aufmerksam ge- 
macht worden, daß vorerst nicht beabsichtigt sei, 
Kompensation für die Zulassung der Deutschen 
Lufthansa anzubieten. Die 3 Luftfahrtattaches hät- 
ten sich bereit erklärt, die erforderlichen Schritte 
zu unternehmen. Beim Abschluß dieser Bespre- 
chung, an der mehrere Bundesminister beteiligt 
waren, wurde festgestellt, daß hinsichtlich der Zu- 
lassung der Deutschen Lufthansa zum Berlin-Ver- 
kehr 2 Kontaktmöglichkeiten bestehen, einmal 
über die Luftfahrtattaches, zum anderen über die 
Verbindung Klein-Walkow. Beide Möglichkeiten 
sollten ausgenutzt und einem Gespräch in Berlin 
mit Herrn Walkow nicht ausgewichen werden. So- 
bald die Ergebnisse der auf diesen beiden Wegen 
geführten Sondierungen vorliegen und sich hier- 
aus reale Möglichkeiten zu ergeben scheinen wür- 
den, wollte die Bundesregierung die Botschafter 
der 3 Westmächte veranlassen, sich mit dem sowjeti- 
schen Botschafter in Verbindung zu setzen. 

Ich komme nun zu dem der heutigen Bespre- 
chung zugrunde liegenden Antrag vom 6. Juli 1956, 
der in der Berlin-Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages am 11. Oktober 1956 erörtert wurde; ich 
kann insoweit auf das Protokoll verweisen. 

Es ist zu prüfen, ob der von den Antragstellern 
vorgeschlagene Weg, die Deutsche Lufthansa zu 
einem Antrag auf Zulassung ihrer Gesellschaft bei 
den „zuständigen Stellen“ zu veranlassen, noch 
gangbar ist. Nachdem sich bereits die Botschafter 
der 3 Mächte — wenn auch zunächst nur in infor- 
matorischen Besprechungen mit dem Auswärtigen 
Amt — mit der Angelegenheit befaßt haben, kann 
sie vielleicht nicht mehr auf der Ebene Deutsche 
Lufthansa/Alliierte Luftsicherheitsbehörde Berlin 
verhandelt werden. 

Mitte August 1956 ist die Britische Botschaft an 
die Bundesregierung herangetreten und hat sie um 


Stellungnahme zur Frage des Fluges der Aeroflot 
über das Bundesgebiet auf der Strecke Moskau- 
Berlin-London ersucht. Dieses Ersuchen steht an- 
scheinenid im Zusammenihang mit den Bemühumgen 
eines Vertreters der Aeroflot in Verhandlungen mit 
der BEA, die Einrichtung einer gemeinsamen Linie 
London — ^Berlin — Warschau — ^Moskau zu erreichen, 
wobei die britischen Flugzeuge den Flugpüjatz Berlin- 
Tempelhof und die Maschinen der Aeroflot den Ost- 
berliner Flughafen Schönefeld anfliegen sollten. Das 
Auswärtige Amt (hat, soweit mir bekannt ist, gegen 
diese von den Luftverkehrsgesellschaften beab- 
sichtigten Vereinbarungen keine Bedenken erho- 
ben, jedoch auf Einspruch des BMV zunächst von 
einer Antwort an die Britische Botschaft abge- 
sehen, da der Bundesminister für Verkehr mit 
dieser Frage gleichzeitig das Problem des Anfluges 
von Berlin durch die Deutsche Lufthansa verbin- 
den möchte. 

Auch der Berliner Senat hat zu der von der Bri- 
tischen Botschaft aufgeworfenen Frage Stellung 
genommen. Er hat ebenfalls, was die eben erör- 
terte Frage angeht, keine Bedenken erhoben. 

Am 22. Augiust 1956 übersandte der Bundes- 
minister für Verkehr dem Bundeskanzleramt, dem 
Berliner Verkehrssenator wmd den beteiligten Bun- 
desministerien den Entwurf einer Verbalnote an 
die 3 Mächte. In dieser Note wurde gebeten, mit 
der Regierung der UdSSR die erforderlichen Ver- 
handlungen aufzunehmen, um die Zulassung der 
Deutschen Lufthansa für die in Frage stehende Ver- 
kehrsstrecke zu erwirken. Die erwähnte Verbal- 
note, mit der die 3 Mächte gebeten werden sollten, 
mit der UdSSR über die Zulassung zu verhandeln, 
ist bisher noch nicht abgegangen. Der Grund hier- 
für ist wohl in erster Linie darin zu suchen, daß 
zunächst abgewartet werden sollte, welches Ergeb- 
nis die weiteren Gespräche zwischen dem Berliner 
Senat, Dr. W. Klein und Herrn Walkow haben 
würde. 

Diese Unterredungen haben, so vielversprechend 
ihr Anfang erschien, nicht zu dem gewünschten 
Ergebnis geführt. In der letzten Unterhaltung, die 
zwischen den Herren Dr. W. Klein und Walkow 
stattgefunden hat, erklärte letzterer, daß die Bun- 
desregierung sich wegen der Zulassung der Deut- 
schen Lufthansa imlt der Regierung der sogenannten 
„DDR“ in Verbindung setzen müßte. Es bleibt nun, 
um die Angelegenheit voranzutreiben, wohl nichts 
weiter übrig, als daß das Auswärtige Amt die be- 
sprochene Verbalnote so bald wie möglich ab- 
schickt und darüber hinaus mit den Vertretern der 
3 Westmächte ständig Fühlung hält, um zu errei- 
chen, daß die Verhandlungen mit der Regierung 
der Sowjetunion auch tatsächlich so schnell wie 
möglich aufgenommen werden und alle retardie- 
renden Momente ausgeschaltet bleiben, auch solche, 
die vielleicht im Zusammenhang mit der eingangs 
erwähnten Nichtzulassung weiterer ausländischer 
Gesellschaften zum Berlin-Verkehr stehen könn- 
ten. 
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Zum Schluß darf ich bemerken, daß die Ein- 
schaltung der Deutschen Lufthansa im Berlin-Ver- 
kehr gewiß nicht nur eine Prestigefrage ist. So 
wünschenswert es sein muß, auch auf dieser Flug- 
linie die deutsche Flagge zu zeigen: daneben steht 
die unzureichende Befriedigung des Platzbedarfs. 
Es ist selbstverständlich, daß die Deutsche Luft- 
hansa nicht ohne weiteres an die Stelle einer der 
ausländischen Gesellschaften, die jetzt den Ver- 
kehr bedienen, treten soll — das verbietet sich 
schon aus politischen Gründen, auf die näher ein- 
zugehen, hier wohl nicht notwendig ist — , sondern 
daß sie zusätzlich zu den jetzt bestehenden Ver- 
kehrsverbindungen eingesetzt werden soll. Nur so 
kann, da die ausländischen Gesellschaften weitere 
Maschinen für den Berlin-Verkehr nicht zur Ver- 
fügung haben, erreicht werden, daß das Platzange- 
bot, besonders in der Ferienzeit und bei großen 
Veranstaltungen in Berlin, den erforderlichen Um- 
fang erhält. 

Unter Berücksichtigung der vorgetragenen Ge- 
sichtspunkte wird dem federführenden Ausschuß 
für V erkehrsw esen emp f ohl en , dien An trag — D ruck- 
sache 2617 — so umziuformulderen, daß die Bundes- 
regierung zu den erforderlichen Schritten bei den 
3 Westmächten bzw. der Sowjetunion aufgefordert 
wird.“ 

Der Bundesminister für Verkehr legte mit 
Schreiben vom 21 . Februar 1957 (L 3 - 301 - 460 B/56) 
folgende Stellungnahme vor: 

„Die Planungen für den Wiederaufbau eines 
deutschen Luftverkehrs, insbesondere seitdem die 
neue Deutsche Lufthansa AG ihren Flugbetrieb 
aufnehmen konnte, haben stets die Möglichkeit 
einer Einschaltung dies deutschen Unternehmens in 
den Luftverkehr mit Berlin verfolgt. Die mit dem 
besonderen Status Berlin zusammenhängenden 
rechtlichen Schwierigk eiten standen jedoch dem 
Wunsch entgegen, schon zu Beginn in die Flug- 
pläne der Deutschen Lufthansia-Strecken nach Ber- 
lin einzufügen. Die Benutzung der Luftkorridore 
zwischen Berlin und dem Bundesgebiet beruht im 
wesentlichen auf Viermächteabmachungen von 1945 
und 1949. In Artikel 1 des Zwölften Teils — Zivile 
Luftfahrt — des Vertrags zur Regelung aus Krieg 
und Besatzung entstandener Fragen in der Fas- 
sung des Protokolls vom 23. Oktober 1954 
(BGBl. II vom 30. März 1955 S. 456) erhielt die Bun- 
desrepublik Deutschland „die volle Verantwortung 
für den Bereich der zivilen Luftfahrt im Bundes- 
gebiet.“ Der Verkehr von und nach Berlin wurde 
jedoch durch die nachstehende Regelung des Arti- 
kels 5 ausdrücklich ausgenommen: 

„Bei der Ausübung ihrer Verantwortlichkeiten 
in bezug auf Berlin werden die Drei Mächte 
weiterhin jeden Luftverkehr nach und von den 
Berliner Luftschneisen regeln, die von der Alli- 
ierten Kontrollbehörde festgelegt wurden. Die 
Bundesrepublik Deutschland verpflichtet sich, 
diesen Verkehr in jeder Weise auf einer Grund- 
lage zu erleichtern und zu unterstützen, die nicht 


ungünstiger ist als die beim Inkrafttreten dieses 

Vertrags bestehende Grundlage . . 

Auch in der letzten Bekanntmachung des Civil 
Aviation Board vom 5. Mai 1955, Nachrichten für 
Luftfahrer Teil A, Notam A 20/55, weiche die Wie- 
derherstellung der Souveränität der Bundesrepu- 
blik Deutschland auf dem Gebiet der zivilen Luft- 
fahrt betraf, sind die planmäßigen und außerplan- 
mäßigen Flüge nach Berlin aus den auf den Bun- 
desminister für Verkehr übergehenden Befugnis- 
sen ausgenommen. 

Als praktische Folge ergab sich hierdurch, daß 
der Luftverkehr zwischen dem Bundesgebiet und 
Berlin-Tempelhof weiterhin durch Gesellschaften 
der 3 Westmächte durchgeführt wiird. Im plan- 
mäßigen Fluglinienverkehr sind die Air France, 
die British European Airways (BEA) und die Pan 
American World Airways (PAA) tätig; auf der 
sogenannten Kleimen Luftfradiitbrücke nach Ham- 
burg und Hannover fliegen außerdem britische 
Charterunternehmen. 

Die Sonderregelung, die für den Berlin- Verkehr 
getroffen wurde, schließt nach deutscher Auffas- 
sung deutsche Luftfahrzeuge keineswegs dauernd 
vom Luftverkehr nach Berlin aus. Ein Verkehr 
deutscher Luftfahrzeuge nach und von Berlin — 
insbesondere ein Fluglinienverkehr der Deutschen 
Lufthansa — müßte jedoch durch die 3 Mächte im 
Einvernehmen mit den für Berlin zuständigen 
Stellen der Sowjetunion zugelassen werden, wobei 
sich bereits im Jahr 1956 die Frage ergab, ob sich 
diese Stellen selbst noch als zuständig ansahen. 

Im Einvernehmen mit dem Auswärtigen Amt 
sind die zivilen Luftfahrt-Attaches der 3 west- 
lichen Botschaften im Juni 195^ von meinem Haus 
gebeten worden, durch Fühlungnahme mit der 
Kommandantura Berlin die Haltung der Sowjet- 
union zu einem Antrag auf Zulassung der Deut- 
schen Lufthansa zum Berlin-Verkehr zu klä- 
ren, In den Vorbesprechungen mit den Attaches 
ergab sich deren Zustimmung zu dem deutscher- 
seits beabsichtigten Vorgehen. Es wurde hierbei 
eindeutig festgestellt, daß die Bundesrepublik 
Deutschland jede Gegenleistung für die Gewäh- 
rung von Flugrechten nach Berlin ablehnt, da für 
sie der Anflug von Berlin-Tempelhof durch die 
deutsche Luftverkehrsgesellschaft als innerdeut- 
scher Verkehr selbstverständlich ist. Außerdem 
sollte bei etwaigen Verhandlungen die sowjetzo- 
nale Lufthansa als Organ der sogenannten DDR 
nicht eingeschaltet werden. 

In einer Routinebesprechung zwischen Vertre- 
tern des Auswärtigen Amites und der 3 westlichen 
Botschaften am 18. Juli 1956 ist die Frage der Ein- 
schaltung der Deutschen Lufthansa in den Berlin- 
Verkehr dann erneut erörtert worden. Hier- 
bei äußerten die Vertreter der 3 Botschaften eine 
Reihe von politischen Bedenken bezüglich der 
Durchführung der Flüge, ohne jedoch den Wunsch 
nach Einschaltung der Deutschen Lufthansa als 
solchen abzulehnen. Im übrigen baten sie darum, 
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zunächst das notwendige Ausmaß des Flugdienstes 
der Deutschen Lufthainsa nach Berlim festzu- 
stellen. Der Bundesminister für Verkehr hat die 
Auffassung vertreten, daß diese Feststellung der 
zweite Schritt in der Behandlung der Angelegen- 
heit sein sollte und daß durch Absprachen mit den 
drei z. Z. den Luftverkehr nach Berlin durchfüh- 
renden Gesellschaften der Flugplan der Deutschen 
Lufthansa nach Berlin festgestellt werden würde. 
Dies könne jedoch erst geschehen, wenn die grund- 
sätzliche Zustimimung der Mächte vorliegt. 

Sachlich hat mein Haus bereits weitgehende 
Vorbereitungen für den Fall der Einschaltung der 
Deutschen Lufthansa in den Berlin-Verkehr vorge- 
nommen. Leitgedanke ist, daß die Deutsche Luft- 
hansa einen Verkehr anbieten soll, der die Flug- 
gäste in jeder Hinsicht befriedigt. Nach dem der- 
zeitigen Stand der Vorbereitungsarbeiten könnte 
die Deutsche Lufthansa ab Oktober 1957 etwa 
400 Fluggastplätze täglich zwischen Berlin und 
dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland bei 
folgenden täglichen Diensten anbieten: 

3 X Berlin — Hamburg mit Anschlüssen an das 
gesamte übrige Flugnetz 

3 X Berlin — Hannover mit Anschlüssen an das 
gesamte übrige Flugnetz 

3 X Berlin — Frankfurt mit Anschlüssen an das 
gesamte übrige Flugnetz 

1 X Berlin — Stuttgart 
1 X Berlin — Nürnberg — München. 

Diese Flugdienste sollten in jedem Fall durchge- 
führt werden, auch wenn zugunsten des Berlin- 
Verkehrs etwa vorübergehend der Flugverkehr 
der Deutschen Lufthansa im Bundesgebiet ein- 
geschränkt werden müßte, bis der Flugzeugpark 
entsprechend erweitert ist. Im übrigen hat die 
Deutsche Lufthansa auf Betreiben des Bundes- 
ministers für Verkehr und im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen weitere drei 
Convair 440-Flugzeuge für diesen Zweck in 
Auftrag gegeben, die im Herbst 1957 geliefert 
werden. 

Die Gestaltung des Berlin-Verkehrs im einzel- 
nen wäre durch Absprachen mit den drei am Ber- 
lin-Verkehr beteiligten alliierten Gesellschaften 
festzulegen, wobei die Flugdienste dieser Gesell- 
schaften möglichst nicht eingeschränkt werden 
sollten. Eine verständnisvolle Zusammenarbeit 
und eine Abstimmung der Flugdienste und Flug- 
zeiten sollten dem Berlin-Verkehr zugute kom- 
men. Der Einschaltung der Deutschen Lufthansa 
in den Berlin-Verkeihr soll eine Öffnung Berlins 
für den Luftverkehr durch die Gesellschaften 
anderer Staaten folgen, um die Luftverkehrsver- 
bindungen Berlins nicht nur mit dem Bundesgebiet 
zu verbessern und zu erweitern. 

Der bereits im August 1956 gefaßte Plan, mit 
einer Verbalnote an die Botschaften der 3 Mächte 
heranzutreten, wurde zurückgestellt, v/eil es 


zweckmäßig erschien, zunächst durch bereits be- 
stehende Kontakte des Berliner Senats zu den 
sowjetischen Behörden deren Einstellung zu dem 
beabsichtigten Schritt zu ermitteln. Die sowje- 
tischen Vertreter gaben jedoch unmißverständlich 
zu verstehen, daß sie die Regierung der sogenannten 
DDR als den zuständigen Adressaten für ein Ersu- 
chen um Zustimmung zum Anflug Berlins durch die 
Deutsche Lufthansa ansehen. Die damals bereits 
bestehenden Vereinbarungen zwischen der Sowjet- 
union und der sowjetzonalen Regierung (Brief- 
wechsel zwischen dem stellvertretenden Außen- 
minister der UdSSR, Sorin, und dem sogenannten 
Minister für Auswärtige Angelegenheiten der DDR, 
Bolz, vom 20. September 1955) enthielten allerdings 
eine derartige Zuständigkeit der sowjetzonaien Re- 
gierung nicht. Inzwischen dürfte es jedoch so gut wie 
sicher sein, daß die sowjetischen Vertreter für Ber- 
lin auf die Mokauer Vereinbarung vom 7. Januar 
1957 verweisen werden, mit der die Sowjetregie- 
rung glaubt, die Zuständigkeit für alle Berlin 
vom Westen her anfliegenden Luftfahrzeuge außer 
denen der 3 Westmächte auf die sogenannte Re- 
gierung der DDR übertragen zu haben. Sowohl 
mein Haus als auch das Auswärtige Amt sind zur 
Zeit mit Überlegungen befaßt, welcher Weg zur Er- 
langung der erforderlichen Überfluggenehmigung 
von östlicher Seite beschritten werden kann, ohne 
es hierbei zu offiziellen Kontakten zur Pankow- 
Regierung kommen zu lassen. 

Zu dem Antrag der Abgeordneten Schmidt 
(Hamburg), Rademacher, Seiboth und Genossen, 
die Bundesregierung solle durch die von ihr in den 
Aufsichtsrat der Deutschen Lufthansa entsandten 
Vertreter den Vorstand der Gesellschaft auffordern, 
die Zulassung der Deutschen Lufthansa zum Ber- 
lin-Verkehr bei den „zuständigen“ Stellen zu er- 
wirken, ist daher zu bemerken, daß der geeignete 
Weg, um diese Zulassung zu erreichen, nur auf 
Grund sorgfältiger politischer Überlegungen ge- 
funden werden kann. 

Ich werde weiter wie bisher nichts unversucht 
lassen, damit der Wunsch des deutschen Luftver- 
kehrs auf Einschaltung in den Berlin-Verkehr ver- 
wirklicht wird. 

Die vorstehenden Ausführungen sind mit dem 
Auswärtigen Amt abgestimmt worden.“ 

Der Ausschuß für Verkehrswesen hat sich in 
seiner Sitzung vom 24. Juni 1957 eingehend mit 
der Drucksache 2617 unter Berücksichtigung der 
Stellungnahmen 

a) des Ausschusses für Gesamtdeutsche und Ber- 
liner Fragen vom 14. November 1956 und 

b) des Bundesministers für Verkehr vom 21, Fe- 
bruar 1957 

beschäftigt und beschlossen, den Antrag ent- 
.sprechend zu ändern. 

Bonn, den 24. Juni 1957 

Glüsing 

Ausschußantrag umseitig Berichterstatter 



B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

ihre Verhandlungen über die Zulassung der 
Deutschen Lufthansa AG zum Berlin-Verkehr mit 
den dafür zuständigen Stellen fortzusetzen. 

Bonn, den 24, Juni 1957 

Der Ausschuß für Verkehrswesen 

Rümmele Glüsing 

Vorsitzender Berichterstatter 
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